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Muster für Bescheid/Bescheinigung mit Auflagen

[Briefkopf des Bürgermeisters mit Adresse, Telefonnummer, E-Mail-Adresse]

Name und Adresse des Veranstalters [Bei natürlichen Personen: Vor- und Nachname und Hauptwohnsitz. Bei Vereinen: Namen des Obmanns und Vereinssitz. Bei Gesellschaften (z.B.: GmbH): Namen der juristischen Person und Sitz]
Betreff

Geschäftszahl 

Ort, Datum [Datum der Bescheiderstellung]
Bescheid 
Der Veranstalter, [Name des Veranstalters und Adresse oder Sitz], vertreten durch [Vor- und Nachnamen nur im Falle einer juristischen Person - beim Verein der Vor- und Nachname des Obmanns, bei einer GmbH der des Geschäftsführers -einfügen] hat mit Schreiben vom [Datum der schriftlichen Anmeldung] die Einzelveranstaltung / die wiederkehrende Veranstaltung / die ständige Veranstaltung [Auswahl je nach Definition nach § 6 Abs. 1 TVG] „ [Veranstaltungstitel einfügen] “ am / vom… bis... [Datum oder Zeitraum der Veranstaltung] angemeldet. 
Beschreibung der Veranstaltung:
[Beschreibung der Veranstaltung in vollen Sätzen mit folgenden Daten: 

- Datum oder Zeitraum der Veranstaltung mit detaillierter Uhrzeit des Beginns und des Endes, einschließlich des Auf- und Abbaus.

- Konkreter Ort oder konkretes Gebiet der Veranstaltung

- Programm bzw. Inhalt der Veranstaltung: 

Beispiel Zeltfest: Darstellung des Ablaufs des Festes mit Ansprachen, Musikbands, Ausschank, Unterhaltung, 

Spiele, Umzug, etc.

Beispiel Sportveranstaltung: Sportart, eventuell Beschreibung der Sportart, Ablauf des Rennens, der 


Wegstrecke, der Siegerehrung, des anschließenden Festes.
- Teilnehmer: Anführen der Anzahl der zu erwartenden Zuschauer und / oder der Teilnehmer.

- Anführen und Beschreibung von Aufbauten z.B. Zelte, Bühnen, Sportgeräte, Gastronomie, Wägen, etc.
- Sicherheitsmaßnahme: Eintrittskontrollen, Sanitäter, Aufsicht, Abnahme der Aufbauten oder jährliche Kontrolle der 
Sportgeräte oder Sportgeräte]
Der Bürgermeister der Gemeinde [Gemeindenamen] als Veranstaltungsbehörde I. Instanz nach § 25 Abs. 1 lit. a des Tiroler Veranstaltungsgesetzes 2003 - TVG, LBGl. Nr. 86, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 144/2018, entscheidet über die gegenständliche Anmeldung wie folgt: 

I. Bescheinigung 

Gemäß § 7 Abs. 1 TVG wird die Anmeldung der Veranstaltung entsprechend den vorgelegten Unterlagen bescheinigt. 
II. Vorschreibungen/Auflagen

Für die gegenständliche Veranstaltung werden gemäß § 8 TVG in Verbindung mit § 3 TVG folgende Maßnahmen vorgeschrieben:

[Nur, wenn es möglich erscheint, dass die in § 3 TVG normierten Grundsätze durch die Veranstaltung verletzt werden, kann die Behörde Vorschreibungen im Sinne des § 8 TVG aufnehmen. Siehe hierzu § 8 TVG und Kapitel „Erlassung von Bescheiden“ -  B)  des Leitfadens.
Im Fall der Hinzuziehung von Sachverständigen (z.B aus dem Bereich des Brandschutzes, Hochbau, werden von diesen meist Auflagen vorgeschlagen, die die Behörde in dem Bescheid aufnehmen kann.

Achtung: Auflagen müssen in der Praxis immer vollstreckbar, überprüfbar und verhältnismäßig sein. Hier einige Beispiele:

A) Allgemeine Vorschreibungen/Auflagen

1. Die Veranstaltung ist auf der Grundlage des vorgelegten sicherheits- und rettungstechnischen Konzeptes, wie im Konzept beschrieben, durchzuführen.

2. Der Veranstalter hat für diese Veranstaltung eine entsprechende Haftpflichtversicherung für Personen- und Sachschäden mit ausreichender Deckung abzuschließen.

3. Der Veranstalter, vertreten durch eine entscheidungsbefugte Person, hat während der Dauer der Veranstaltung im Bereich des Veranstaltungsgeländes anwesend und erreichbar zu sein.

4. Der Rettungsdienst ist entsprechend den vom Roten Kreuz vorgelegten Rettungskonzepten (Kapitel D des sicherheits- und rettungstechnischen Konzeptes) durchzuführen. 

B) Bau- und brandschutztechnische Vorschreibungen/Auflagen (falls erforderlich)
C) Sicherheitsdienst (falls erforderlich)
Hinweise:
1. Unabhängig von den Vorschreibungen dieses Bescheides sind seitens des Veranstalters sämtliche in Betracht kommende bundes- oder landesgesetzliche Vorschriften (z.B. Lebensmittelrecht, Hygiene, Jugendschutz, Lärmschutz, Gewerberecht und dgl.) einzuhalten und allenfalls notwendige Bewilligungen einzuholen.

2. Gemäß § 16 Tiroler Veranstaltungsgesetz (TVG) werden Sie als Veranstalter auf die dort angeführten besonderen Pflichten hingewiesen. Insbesondere haben Sie als Veranstalter gemäß § 16 Abs. 3 TVG die Veranstaltung sofort zu unterbrechen oder abzubrechen sowie alle sonst erforderlichen Maßnahmen zu treffen, wenn Sie erkennen, dass die Erfordernisse nach § 3 TVG erheblich beeinträchtigt werden.

III. Kostenspruch  

Nach Zif. 40 lit. a / lit. b [Auswahl lit. a oder b, je nach Anzahl der Teilnehmer - siehe Gesetzestext und Kapitel Verfahrenskosten des Leitfadens] Gemeinde-Verwaltungsabgabenverordnung 2007, LGBl. Nr. 31, in der jeweils geltenden  Fassung, ist ein Betrag in der Höhe von € 

 [Eurobetrag je nach Gesetzestext einfügen] als Gemeindeverwaltungsabgabe zu entrichten.
Nach § 14 TP 6 Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267/1957 in der Fassung BGBl. I Nr. 147/2017, sind weiters als Tarife der festen Stempelgebühren für Schriften und Amtshandlungen ein Betrag von € 14,30 für die Eingabe (Anmeldung) und zur Vergebührung für die Beilagen nach TP 5 ein Betrag von 
 €                 [Berechnung nach § 14 Tarifposten 5 des Gebührengesetzes – siehe Gesetzestext und Kapitel Verfahrenskosten des Leitfadens]  zu zahlen.
[Im Falle, einer Amtshandlung außerhalb des Amtes - z.B.: mündliche Verhandlung oder Ortsaugenschein - sind Kommissionsgebühren verpflichtend vorzuschreiben:]
Nach § 1 Abs. 1 der Kommissionsgebührenverordnung 2017, LGBl. Nr. 28, in der jeweils geltenden Fassung, sind für die mündliche Verhandlung am [Datum der mündlichen Verhandlung] in [Verhandlungsort] Kommissionsgebühren in der Höhe von  €           [siehe Gesetzestext und Kapitel Verfahrenskosten des Leitfadens]  zu entrichten.
Der Gesamtbetrag von €           [Summe der drei bzw. vier oben angeführten Beträge] ist binnen 14 Tagen ab Zustellung dieses Bescheides auf das Konto IBAN  bei der [Bankname], BLZ [Bankleitzahl], zum Betreff [Geschäftszahl des Bescheides] einzuzahlen.
IV. Aberkennung der aufschiebenden Wirkung

[siehe dazu Kapitel „Aberkennung der aufschiebenden Wirkung“ im Leitfaden]
Gemäß § 13 Abs. 2 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013 in der Fassung  BGBl. I Nr. 57/2018, wird die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen diesen Bescheid ausgeschlossen, da die vorzeitige Vollstreckung des Bescheides im Interesse des öffentlichen Wohles wegen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

Rechtsmittelbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht erhoben werden. In der Beschwerde sind der angefochtene Bescheid und die Behörde, die ihn erlassen hat, zu bezeichnen. Sie hat ein Begehren zu enthalten und die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, darzulegen. Die Beschwerde ist binnen vier Wochen ab Zustellung des Bescheides beim Bürgermeister der Gemeinde [Gemeindenamen] schriftlich einzubringen und hat Angaben zu enthalten, die eine Beurteilung ihrer Rechtzeitigkeit möglich machen. 
In der Beschwerde kann die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem Landesverwaltungsgericht beantragt werden. 

Hinweis zur Gebührenpflicht:

Die Beschwerde ist mit € 30,-- zu vergebühren. Die Gebühr ist unter Angabe des Verwendungszweckes auf das Konto des Finanzamtes für Gebühren, Verkehrssteuern und Glücksspiel bei der BAWAG P.S.K. IBAN: AT83 0100 0000 0550 4109, BIC: BUNDATWW, zu entrichten. Der Zahlungsbeleg oder der Ausdruck über die erfolgte Erteilung einer Zahlungsanweisung ist der Beschwerde als Nachweis für die Entrichtung der Gebühr anzuschließen.

Hinweis für Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer:

Rechtsanwälte, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer können die Entrichtung der Gebühr auch durch einen schriftlichen Beleg des spätestens zugleich mit der Eingabe weiterzuleitenden Überweisungsauftrages nachweisen, wenn sie darauf mit Datum und Unterschrift bestätigen, dass der Überweisungsauftrag unter einem unwiderruflich erteilt wird.
Hinweis zum Datenschutz:

Zur Durchführung des Beschwerdeverfahrens werden vom Landesverwaltungsgericht personenbezogene Daten verarbeitet. Informationen zur Datenverarbeitung und den damit im Zusammenhang stehenden Rechten finden Sie unter: www.lvwg-tirol.gv.at/datenschutz/.
Begründung:

Der Veranstalter [Name des Veranstalters] hat die Veranstaltung „ [Veranstaltungstitel] “, die am [Veranstaltungsdatum] am  [Veranstaltungsort] stattfindet, beim Bürgermeister der Gemeinde [Gemeindenamen] angemeldet. 
Aus den der Anmeldung beigefügten Angaben und Unterlagen, welche zur Beurteilung des Vorliegens der Voraussetzungen nach diesem Gesetz als ausreichend empfunden werden, ist ersichtlich, dass den Erfordernissen des Tiroler Veranstaltungsgesetzes 2003 entsprochen wird. Es liegt kein Untersagungsgrund nach § 7 Abs. 2 TVG vor. 

Im Rahmen eines ausführlichen Ermittlungsverfahrens wurden von der Behörde Sachverständige beigezogen.

In seiner Stellungnahme hat er Sachverständige für [Fachbereich anführen] ausgeführt: [Stellungnahme einfügen].

Die Behörde hat dem Veranstalter, da es zur Erfüllung der Allgemeinen Grundsätze nach § 3 TVG notwendig war, Maßnahmen vorgeschrieben. Diese Maßnahmen sind verhältnismäßig und vollstreckbar.
Für die [Anzahl der zu erwartenden Teilnehmer und Zuschauer] ist bei Einhaltung der Auflagen und bei  Durchführung der Veranstaltung aufgrund der Beschreibung keine über das normale Risiko einer solchen Veranstaltung hinausgehende Gefährdung zu erwarten. Ebenso ist für die Umgebung keine unzumutbare Belästigung zu erwarten. 
Der Veranstalter wurde auf die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere auf die ihn gemäß § 16 Tiroler Veranstaltungsgesetz treffenden Verpflichtungen hingewiesen. 

Der Kostenspruch gründet sich auf die landesgesetzlich und bundesgesetzlich vorgeschriebenen Sätze.
Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.
	Daten für die Überweisung:
	 

	Betrag:
	[Eurobetrag]

	Begünstigter:
	Gemeinde [Gemeindenamen]

	IBAN:
	

	BIC (SWIFT)
	

	Konto:
	

	Bankleitzahl:
	

	Bankname:
	

	Mitteilung für Zahlungsempfänger:
	[Anführung der Geschäftszahl des Bescheides]


Der Bürgermeister:

[Unterschrift des Bürgermeisters, außer bei Amtssignatur]

[Im Falle, dass ein Gemeindebediensteter zur Unterfertigung nach § 55 Abs. 6 TGO befugt ist, hat dieser den Bescheid folgendermaßen zu unterfertigen: 

Für den Bürgermeister:

Name des Gemeindebediensteten]

Zur Kenntnis an:
1. Bezirkshauptmannschaften [Bezirk], per E-Mail

2. Wirtschaftskammer Tirol, per E-Mail: office@wktirol.at
  
